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Beschlußempfehlung und Bericht 
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Sofortmaßnahmen zum Schutz der Penan vor den katastrophalen Folgen 
des kommerziellen Holzeinschlags auf Sarawak 


A. Problem 

Bedrohung des Stammes der Penan in Sarawak (Ost-Malaysia) 
durch den nachhaltigen Holzeinschlag 


B. Lösung 

Einfuhrverbot für sämtliche Tropenholzimporte aus Sarawak, bis 
sichergestellt werden kann, daß diese Tropenholzimporte aus Kon- 
zessionen stammen, die keine unakzeptabelen ökologischen Schä- 
den verursachen und die nicht die Existenz der eingeborenen 
Bevölkerung bedrohen. Darüber hinaus soll die Bundesregie- 
rung 

— der malaysischen Regierung im Rahmen der Entwicklungszu- 
sammenarbeit Unterstützung anbieten für die Vermessung und 
Absicherung der Eingeborenengebiete auf Sarawak und 

— alle Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft auffor- 
dern, die Vorschläge des Europäischen Parlaments zu überneh- 
men. 

Große Mehrheit im Ausschuß (Ablehnung des Antrags) 
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C. Alternativen 

Lösung des Problems im Rahmen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit mit Malaysia 


D, Kosten 

Kosten für die Vermessung der Eingeborenengebiete auf Sara- 
wak 


2 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8309 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Abgeordneten Dr. Knabe, Volmer und der Fraktion 
DIE GRÜNEN — Drucksache 11/7114 — abzulehnen. 

Bonn, den 24. Oktober 1990 

Dr. Unland Dr. Lippold 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Lippold 


i. 

Der Antrag wurde in der 216. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 20. Juli 1990 zur federführenden Be- 
ratung an den Ausschuß für Wirtschaft und zur Mitbe- 
ratung an den Auswärtigen Ausschuß, an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, an 
den Ausschuß für wirtschafthche Zusammenarbeit 
und an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit überwiesen. 


IL 

Der Antrag führt in der Begründung aus, daß die no- 
madische Stammesgemeinschaft der Penan, die ins- 
gesamt über die Hälfte der 1,2 Mio. Einwohner von 
Sarawak (Ost-Malaysia) stelle, durch die massive Zu- 
nahme des Holzeinschlags nachhaltig gefährdet sei. 
Obwohl die Verfassung von Sarawak die traditionel- 
len Landrechte der Eingeborenen anerkenne, igno- 
riere die Regierung von Sarawak diese Rechte, wenn 
sie im Konflikt mit holzwirtschaftlichen Interessen ste- 
hen. 

Durch den Antrag soll die Bundesregierung aufgefor- 
dert werden, dem Beschluß des Europäischen Parla- 
ments aus dem Jahre 1988 „Über die katastrophalen 
Auswirkungen der großflächigen Abholzungen in Sa- 
rawak (Ost-Malaysia)“ umzusetzen. Dazu werde in 
erster Linie gefordert, daß ein Einfuhrverbot für sämt- 
liche Tropenholzimporte aus Sarawak verhängt wird. 
Dieses solle solange gelten, bis sichergestellt werden 
könne, daß Tropenholzimporte aus Sarawak aus Kon- 
zessionen stammen, die keine unakzeptabelen ökolo- 
gischen Schäden verursachen und die die Existenz 
der eingeborenen Bevölkerung nicht bedrohen. 

Auch die übrigen vom Europäischen Parlament be- 
schlossenen Maßnahmen sollen von der Bundesregie- 
rung umgesetzt werden. 

Darüber hinaus soll die Bundesregierung der malaysi- 
schen Regierung im Rahmen der Entwicklungszusam- 
menarbeit Unterstützung für die Vermessung und Ab- 
sicherung der Eingeborenengebiete auf Sarawak an- 
bieten. 

Schheßlich soll die Bundesregierung alle weiteren 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft auf- 
fordern, die Vorschläge des Europäischen Parlaments 
zu übernehmen. 


III. 

Der Auswärtige Ausschuß empfiehlt in seiner Sitzung 
vom 12. September 1990 mit den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 


Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN, den 
Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Ernährung, La^ndwirtschaft und 
Forsten empfiehlt in seiner Sitzung vom 19. Septem- 
ber 1990 mit der Mehrheit der Stimmen der Fraktion 
der CDU/CSU bei einer Stimmenthaltung der Frak- 
tion der SPD und einer Gegenstimme der Fraktion der 
SPD bei Abwesenheit der Fraktion DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
empfiehlt aus entwicklungspolitischer Sicht, den An- 
trag wie folgt zu fassen: 

„Die Bundesregierung wird unter Bezugnahme auf 
den Beschluß des Europäischen Parlaments aus dem 
Jahre 1988 ,Über die katastrophalen Auswirkungen 
der großflächigen Abholzungen in Sarawak (Ost-Ma- 
laysia)' auf gefordert, im Hinblick auf die Tropenwald- 
situation in Sarawak folgende Maßnahmen zu ergrei- 
fen: 

a) im Rahmen des politischen Dialogs mit der malay- 
sischen Regierung die Notwendigkeit eines wirk- 
samen Tropenwaldschutzes — einschließlich der 
Berücksichtigung der Interessen der indigenen 
Waldbevölkerung -■ zu betonen und auf die kata- 
strophalen Auswirkungen großflächiger Abhol- 
zungen wie in Sarawak hinzuweisen; 

b) im Rahmen der bilateralen und multilateralen Ent- 
wicklungszusammenarbeit mit Malaysia verstärkt 
Maßnahmen zum Tropenwaldschutz zu ergreifen 
und dabei vor allem 

— eine Verbesserung der Forstgesetzgebung, 

— eine Klassifizierung der Waldflächen nach 
Schutz- und Nutzungszonen sowie 

— die Stärkung der Forstverwaltung und Kontrolle 
der Holznutzung mit dem Ziel einer Reduzie- 
rung der jährlichen Holzeinschlagsfläche durch 
Sicherstellung einer nachhaltigen — d. h. um- 
weltverträglichen — Bewirtschaftung zu unter- 
stützen; 

c) auf internationaler Ebene gemeinsam mit den an- 
deren Staaten der Europäischen Gemeinschaft die 
Bemühungen zum Tropenwaldschutz und insbe- 
sondere zur Durchsetzung einer ausschließlich 
nachhaltigen Bewirtschaftung von Tropenwäldern 
bei weitestgehender Unterschutzstellung von Pri- 
märwäldern durch eine Vereinbarung wirksamer 
Ko ntrollm aßnahmen fortzusetzen; 

d) zur Sicherung des Überlebens der vom Regenwald 
Sarawaks abhängigen Bevölkerung 

— deren traditionelle Land- und Nutzungsrechte 
zum Bestandteil der Regierungsverhandlungen 
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Über die Entwicklungszusammenarbeit mit Ma- 
laysia zu machen; 

— im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Quote Hilfe für die eingeborene Bevölkerung 
anzubieten, die in enger Zusammenarbeit mit 
dieser geplant und durchgeführt wird. “ 

Der Ausschuß füi Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner Sitzung am 19. September 
1990 mehrheitlich beschlossen, dem federführenden 
Ausschuß für Wirtschaft die Ablehnung des Antrags 
zu empfehlen. 


IV, 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 24. Oktober 1990 eingehend beraten. 

Das anwesende Mitglied der antragstellenden Frak- 
tion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 wies darauf hin, daß 
der Antrag durch eine Vielzahl von Bürgerbriefen an 
den Vorsitzenden des Ausschusses für Wirtschaft un- 
terstützt werde. 

Der intensive Holzeinschlag auf Sarawak sei nicht nur 
unter dem Gesichtspunkt der verheerenden Wirkun- 
gen für den betreffenden Stamm der Penan, sondern 
auch unter dem Gesichtspunkt der Beeinträchtigung 
des globalen Klimas zu sehen. Der vorliegende Antrag 
sei gerade für den Ausschuß für Wirtschaft des Deut- 
schen Bundestages von Bedeutung, da die Bundesre- 
publik Deutschland mehr Holz aus Malaysia impor- 
tiere als jeder andere europäische Staat. 

Im übrigen entspreche die Zielsetzung des vorliegen- 
den Antrags der Intention der Bundesregierung, die 
die Interessen des Klimas und die Erhaltung des Tro- 
penwaldes als zentrales Anliegen bezeichne. 

Mit einer Änderung des vorliegenden Antrags ent- 
sprechend der Stellungnahme des mitberatenden 
Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
könne sich die Fraktion DIE GRÜNEN nicht einver- 
standen erklären, da diese Änderung der Intention 
des vorliegenden Antrags nicht gerecht werde. Im 
Gegensatz zum vorliegenden Antrag bleibe die Stel- 
lungnahme des Ausschusses für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit bei unverbindlichen Handlungsemp- 
fehlungen. 


Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
gaben zu bedenken, daß das Instrument des Import- 
verbots zwar augenfällig, jedoch nicht wirksam sei. 
Das hinsichtlich der tropischen Regenwälder größte 
Problem sei die Brandrodung, auf die 86 v. H. des Ver- 
brauchs an tropischen Hölzern zurückgehen. Unter 
den 14 v. H., die anderweitig genutzt werden, gehen 
nur ein Drittel in den Export, so daß mit dem Instru- 
ment des Importverbots kaum etwas bewirkt werden 
könne. 

Im übrigen bestünde auch in den Ländern der Dritten 
und Vierten Welt eine gewisse Sensibilität in Frage 
der staatlichen Souveränität. Es gebe ausreichend 
Möglichkeiten, zur Lösung des Problems der Regen- 
wälder beizutragen, ohne die staatliche Souveränität 
der Exportländer in Frage zu stellen. Der Abschlußbe- 
richt der Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz 
der Erdatmosphäre" nenne ein umfassendes Konzept 
zur Lösung dieser Probleme; die Bundesregierung 
habe aufgrund dieser Handlungsempfehlung bereits 
erste Schritte unternommen. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
würden es begrüßen, wenn die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN/Bündnis 90 sich bereiterklären könnte, dem An- 
trag in der Fassung, die der mitberatende Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit vorgeschlagen 
hat, zuzustimmen. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD legen dar, daß 
sich die Bundesregierung fast einem Tabu entspre- 
chend darauf festgelegt habe, Importverbote nicht in 
Erwägung zu ziehen. Damit verzichte die Bundesre- 
gierung auf ein wirksames Mittel, der Zielsetzung des 
vorliegenden Antrags gerecht zu werden. Darüber 
hinaus sei zu bedauern, daß die strikte Berücksichti- 
gung der staatlichen Souveränitäten dazu führe, daß 
das globale Umweltproblem mit den klassischen Mit- 
teln der Diplomatie nicht gelöst werden könne. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat mit großer Mehrheit, 
und zwar mit Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU7CSU und FDP sowie einer Stimme aus der 
Fraktion der SPD gegen die Stimme des anwesenden 
Mitglieds der antragstellenden Fraktion DIE GRÜ- 
NEN/Bündnis 90 sowie gegen zwei Stimmen aus der 
Fraktion der SPD den Antrag abgelehnt, dem Deut- 
schen Bundestag die Annahme des Antrags — Druck- 
sache 11/7114 — zu empfehlen. 


Bonn, den 24. Oktober 1990 


Dr. Lippold 

Berichterstatter 
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